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Skepsis im Hinterland
AmWochenendewird über einemöglicheGrossfusion abgestimmt. Erwartungen zufolge könnte es vor allem einNein aus demHinterland geben.

Astrid Zysset

In rund einer Woche steht eine
für den Kanton richtungswei-
sende Abstimmung an. Die
StimmbürgerinnenundStimm-
bürger könnenüberdenGegen-
vorschlagderRegierung respek-
tiveübereineGrossfusionbefin-
den, welche die bisher 20
Gemeinden auf drei bis fünf
zusammenlegen würde, oder
überdenEventualvorschlag,der
Fusionen auf freiwilliger Basis
vorsieht.

Erwartetwird seitensRegie-
rung, dass es im eher progres-
siveren Vorderland grossmehr-
heitlich ein Ja zur Grossfu-
sion gebenwird. ImHinterland
dürfte das Abstimmungser-
gebnis Schätzungen zufolge
negativ ausfallen. Doch ist die-
se Annahme berechtigt? Wird
das Hinterland die Idee der
Grossfusion tatsächlich ab-
lehnen?

Diktat vonobenwirdnicht
gernegesehen
Für Urnäschs Gemeindepräsi-
dent, Peter Kürsteiner, ist diese
These nicht abwegig. Gegen-
über der Grossfusion ist sei-
ner Auffassung zufolge das
Misstrauen in seinerGemeinde
zumindest gross. Nicht nur
aufgrund der konkreten Aus-
wirkungen, die in seinen
Augen unklar sind. «Der
regierungsrätliche Gegenvor-
schlag kommt Zwangsfusio-
nen gleich. Und das Diktat
von oben wird hier nicht gerne
gesehen.»

Auch sei der Hinterländer
generell eigenständig. Er halte
an seinerAutonomie, an seinen
bisherigen Strukturen fest.
«Hier gibt es Mentalitätsunter-
schiede zum Vorderland», so
Kürsteiner weiter. Entstanden
seien sie aufgrundderTopogra-
fie und der Kleinräumigkeit.
DieseUnterschiedemanifestie-
ren sich dahin gehend, dass es
im Hinterland beispielsweise
weniger Kooperationen und
Zweckverbändegebeals imMit-
tel- oder Vorderland. «Bei uns
schätzt man die kurzen Wege,
den direkten Kontakt.» Kür-
steiner verweist auf den Pump-
track, der vor drei Jahren eröff-
net wurde. Der Verein kam auf
den Gemeindepräsidenten zu,
unddankeinerunkomplizierten
Zusammenarbeit, wie jener
sagt, konnte das Vorhaben
innert kurzer Zeit realisiert
werden.«Mit einerGrossfusion
sind solch schlanke Wege nicht
mehr möglich. Für uns kommt
das einem Autonomieverlust
gleich.»

Fusionen imKleineneher
befürwortet
Eher kritisch gegenüber einer
Grossfusion ist man auch in
Stein eingestellt. «Ein Teil der
Bevölkerung sieht die Vorteile
eines solchenZusammenschlus-
sesnicht», sagtGemeindepräsi-
dentin Petra Hanel Sturzen-
egger.Einegrundsätzlichableh-
nende Haltung gegenüber
einzelnen Fusionen könne sie
allerdings nicht feststellen.
Doch diese müssten bedacht
und die Auswirkungen klar er-

sichtlich sein. «Die Menschen
fühlen sich mit unserem Dorf
verbunden und überlegen dar-
um genau, wohin der Weg füh-

ren soll», soHanel Sturzenegger
weiter.

Der 1400-Seelen-Ort gilt als
eine der finanzstärkeren Ge-

meinden im Hinterland. Wenn
man wählen könnte – wäre da
eineFusionmitTeufennichtder
vordergründige Wunsch? Die

Steiner Gemeindepräsidentin
hält sich zu dieser Frage be-
deckt. Zusammenarbeiten mit
Teufenbestündenbereits, führt

sie aus, doch könnte jene Ge-
meinde bei der 3–5er-Variante
aucheigenständigbleiben.Und
mit dem übrigen Mittelland
habe Stein keine geografischen
Berührungspunkte.Dawärege-
mäss Hanel Sturzenegger die
Fusion mit dem Hinterland
nahe liegender.

FusionmitHerisauwird
angestrebt
Ueli Frischknecht, Gemeinde-
präsident in Schwellbrunn,
führt aus: «Fusionen wer-
den bei uns nicht per se abge-
lehnt. Die Menschen sind im
Grundsatz offengegenüberVer-
änderungen.» Der Gegenvor-
schlag der Regierung werde
aber auch hier kritisch beur-
teilt. Einerseits, da die Auswir-
kungen nicht klar seien, an-
dererseits komme dieser Vor-
schlag in den Augen vieler Bür-
gerinnen und Bürgern der
Zwangsfusion gleich. Und
Zwang führenicht unbedingt zu
Verbesserungen, so Frisch-
knecht. «Die Freiheit selber
über die Zukunft unserer Ge-
meinde bestimmen zu können,
ist ein hohes Gut.»

Im Rahmen der Vernehm-
lassung zudenGemeindestruk-
turen im Frühjahr 2021 unter-
stützten der Schwellbrunner
Gemeinderat und auch die
OrtsparteiendenVorschlagder
Verfassungskommission, dass
die Gemeindenamen aus der
Verfassung gestrichen wer-
den. Schwellbrunn gab eine
Zusammenlegung mit Herisau
als mögliche Variante an. Vor
375 Jahrenwurdendiesebeiden
Gemeinden einst getrennt,
nach wie vor orientiere sich
die Mehrheit der Schwell-
brunner Bevölkerung nachHe-
risau. Frischknecht: «Wir soll-
ten selbst bestimmen können,
mit wem wir uns zusammen-
schliessen.»

Hinterländerbraucht
vielleichtmehrSicherheit
In Schönengrund ist von einem
breiten Widerstand gegen die
Grossfusion nichts zu spüren.
Gemeindepräsident Thorsten
Friedel hat zumindest voneiner
generellen Abneigung, wie er
sagt, nichtsmitbekommen.Die
Unsicherheit, was genau die
Auswirkungen eines Ja für den
Gegenvorschlag sind, mache
den Bürgerinnen und Bürgern
allerdings zu schaffen. Ist denn
die Annahme, dass die vorge-
schlageneGrossfusionvorallem
im Hinterland abgelehnt wird,
unbegründet? «Anfangs hegte
ich die Befürchtung auch», so
Friedel. «Mittlerweile muss ich
aber feststellen,dass sichdieBe-
völkerung sehrdifferenziertmit
derAbstimmungsvorlageausei-
nandersetzt.» Er winkt ab:
«Auch imHinterland ist esnicht
so, dass man partout zu allem
Nein sagt.»

Aber vielleicht braucheman
hier einfach eine Sicherheit
mehr. Und mit einer Abstim-
mungsvorlage, die viele Unsi-
cherheitenbeinhaltet, soFriedel
weiter, könnte der Widerstand
am Schluss doch so gross sein,
dass es ein knappes Resultat
wird.

Der Wunsch nach Autonomie sei nach allgemeiner Einschätzung im Hinterland grösser als in den übrigen Kantonsgebieten. Bilder: zvg

Peter Kürsteiner ist Gemeinde-
präsident in Urnäsch.

PetraHanel Sturzenegger istGe-
meindepräsidentin in Stein.

Ueli Frischknecht ist Gemeinde-
präsident in Schwellbrunn.

Thorsten Friedel ist Gemeinde-
präsident in Schönengrund.

Ein doppeltes Nein: Die GLP-Abweichlerin
Es gibt aber nicht nur Wider-
stand gegen die Grossfusion
oder gegen den Eventualvor-
schlag.EinTeil derBevölkerung
entscheidet sichauf für eindop-
peltes Nein an der Urne. Eine
von ihnen istGLP-Kantonsrätin
undEinwohnerrätinRegulaRit-
ter ausHerisau. Sie stimmtzwei
MalNein,wie siemittels Stimm-
zettel auf ihremInstagramprofil
zeigt. «Als das ThemaGemein-
defusionen imKantonsrat bera-
ten wurde, war ich noch nicht
gewählt. Meine Wählerinnen
und Wähler haben aber ein
Recht darauf, zu erfahren, wie
ich stimme», erklärtRitter.We-
derderVerfassungstext von«3–
5»nochderjenigederEventual-
vorlagevermögen sie abschlies-
send zu überzeugen. Falls es an
der Urne ein Doppel-Ja geben
sollte, sei sie für die Eventual-
vorlage. «Der Gegenvorschlag
für die Verfassungsänderung

seitens der Regierung ist zu ra-
dikal und entspricht nicht der
liberalenTraditionunsererKan-
tonsverfassungmit einer ausge-
prägten Kultur der Gemeinde-
autonomie», erklärt Ritter ihr
erstes«Nein».DieEventualvor-
lage ist für sie zu zahm. «Die
Eventualvorlage schafft keine
verfassungsrechtlichen Mög-
lichkeiten, Fusionen bei ausge-
wiesenem Bedarf durch den
Kanton anzuordnen. Es besteht
einegrosseWahrscheinlichkeit,
dassnichtspassiert», begründet
die Politikerin ihr zweites Nein.
Jedederheutigen«Ortsgemein-
den»soll bei Fusionennichtnur
mitwirken, sondern auch mit-
entscheiden dürfen bei der Er-
arbeitung eines Fusionsvertra-
ges auf demWeg zu 3–5 grösse-
ren «politischen Gemeinden».
DiesenWeghabenauchdie vier
ehemaligenHinterländerKirch-
gemeindenHerisau,Waldstatt,

Schwellbrunn und Schönen-
grundgewählt, als sie sich imJa-
nuar 2018unterdemTitel «Kir-
chenpark – die Zukunftswerk-
statt» aufmachten zur Fusion.
DieZustimmungzurFusionbe-
trug damals im Schnitt über die
vier Gemeinden knapp 85 Pro-
zent. Sie verstehe nicht, warum
der Gegenvorschlag der Regie-
rung diese Möglichkeit aus-
schaltenwolle.«DieGemeinde-
autonomie sollte nur dann ver-
letzt werden dürfen, wenn es
zwingende, gesetzlichgeregelte
Gründe gibt – und sicher nicht
am Anfang eines Zukunftspro-
zesses», sagtRitter. Sie sehede-
finitiv Handlungsbedarf beim
Thema Gemeindefusionen,
aber: «Nur deswegen zu zwei in
meinen Augen unausgewoge-
nen Verfassungsartikeln Ja zu
sagen, ist nichtmein Stil.» Viel-
mehrwürde sie einModell nach
demBeispiel derKantonsverfas-

sung Bern, Artikel 108, begrüs-
sen. Dieser Artikel schafft laut
Ritter auf Verfassungsebene
und –nur imAusnahmefall – die
Möglichkeit für Zwangsfusio-
nen. Ritter hält fest, dass dieser
Artikel in Bern zwar noch nie
habe angewendet werdenmüs-
sen, aber innerhalbvonzwanzig
Jahren zu insgesamt 45 freiwil-
ligen Gemeindefusionen mit
108 involviertenpolitischenGe-
meindengeführt habe. Falls der
Gegenvorschlag der Regierung
zurBildung von 3bis 5Gemein-
dendurchkommt,hättedasPar-
lament laut Ritter auf Verfas-
sungsstufe keine Handlungs-
möglichkeitenmehr.«Danngilt
es, einmöglichst gutesFusions-
gesetz zu machen. Das wäre
wiederumeine langjährigeHer-
kulesaufgabe fürunserenRegie-
rungs- und Kantonsrat mit un-
gewissem Ausgang», hält sie
fest. (rak)


